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Nicht-Karrieren.
Über das Scheitern von Reichskammergerichts-Kandi- 
daturen und -Präsentationen.*
In einem der ersten Wetzlarer Reichskammergerichts- 
Vorträge ist vor wenigen Jahren Sigrid Jahns den 
Voraussetzungen und Mechanismen nachgegangen, die 
auf der Assessorenebene eine Karriere am Reichskam­
mergericht ermöglichten: also den Kriterien für 
Auswahl, Präsentation und Rezeption der Beisitzer, 
den für diese "Funktionselite" des Alten Reiches 
typischen Karrieremustern.1 Neben der weiteren Er­
forschung der Judikatur des Reichskammergerichts 
und seiner Ortung im Ablauf der deutschen Geschich­
te unter politik- und verfassungsgeschichtlichen 
Fragestellungen2 ist die Sozialgeschichte dieser 
Institution sicher ein besonders dankbares und be­
sonders reizvolles Thema, in dessen Umkreis der 
heutige Vortrag zurückkehrt. Er geht freilich von 
einem grundsätzlich anderen methodischen Ansatz 
aus und hat deswegen auch ein anderes Ziel als das 
eingangs genannte Referat: er fragt nach dem Schei­
tern von Bemühungen um die obersten Positionen am 
Kammergericht, die Assessorate, die Präsidenten- 
und die Richterstellen, er fragt nach Personen, 
denen - aus welchen Gründen auch immer - die ange­
strebte Karriere am Wetzlarer Reichsgericht ver­
sagt blieb, er fragt somit letztlich auch nach per­
sönlichem Mißerfolg, nach Karrierebrüchen. Freilich
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ist es nicht die anthropologische oder soziologi­
sche Dimension, die diesem Vortrag als erkenntnis­
leitender Parameter zugrundeliegt, sondern die 
Frage nach den Gründen von Nicht-Karrieren am 
Reichskammergericht - objektivierbar-sachlichen/ 
Zufällen, politischem Kalkül. Eine zweite Frage 
steht im Hintergrund, ohne hier schon nach allen 
Seiten hin ausdiskutiert werden zu können: Han 
würde bei der starken Abhängigkeit der Entwicklung 
des Reichskammergerichts von den allgemeinen Fak­
toren der Reichspolitik sicher erheblich übers 
Ziel hinausschießen, wenn man primär Persönlich­
keiten für seinen Auf- und Abstieg in der öffent­
lichen Meinung, für sein sich wandelndes politi­
sches Gewicht verantwortlich machte, obwohl bei­
spielsweise ein stockkatholischer und ziemlich in­
transigenter Kammerrichter in den 1730er Jahren3 
ganz sicher auch Verantwortung dafür trägt, daß 
das Ansehen des Wetzlarer Gerichts im evangeli­
schen Deutschland nicht gerade einem neuen Höhe­
punkt entgegeneilte. Aber es ist insgesamt eben 
doch so, ob in der Vergangenheit oder in der Ge­
genwart, daß Institutionen in ihren Entwicklungen 
grundsätzlich offen sind, außer von den politi­
schen Rahmenbedingungen auch von Menschen in die­
se oder jene Richtung gelenkt werden können - und 
es ist nicht nur legitim, sondern auch in hohem 
Maß reizvoll, sich hin und wieder einmal vorzustel­
len, welche Richtung eine Institution mit anderen 
Menschen an ihrer Spitze hätte nehmen können.
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Diese Spitze des Reichskammergerichts ist teils 
vom Reichsoberhaupt allein, dem Kaiser, durch Er­
nennung besetzt worden, teils von den Kurfürsten 
und den Reichskreisen, die für die Assessorate 
ein Vorschlagrecht besaßen, dem das Gericht im 
Sinn eines sachlich-fachlich begründeten Koopta­
tionsrechts in der Regel folgte, aber nicht fol­
gen mußte, unbeschadet seines Anspruches, aus ei­
nem Mehrpersonenvorschlag den ihm genehmen Kandi­
daten auswählen zu können. Vakanzen und damit Neu 
besetzungen waren also auf der Ebene Richter/Prä- 
sidenten wie auf der Ebene Assessoren jeweils ab­
sehbar, und aus der allgemeinen Sozialgeschichte 
ist zur Genüge bekannt, daß mit dem Freiwerden 
und der Wiederbesetzung von Spitzenfunktionen im­
mer Politik gemacht werden kann und daß Führungs­
positionen von der Art der Assessorate, die durch 
aus bis zum Reichsadel hinführen konnten1 und di 
unter Umständen höchstrangige Nachkarrieren ermög 
lichten, natürlich immer viele Bewerber auf den 
Plan riefen, die - ähnlich wie bei heutigen Be­
setzungsverfahren im akademischen Bereich - aus 
fachlichen, aus persönlichen oder aus politischen 
Gründen im weitesten Sinn nicht zum Zuge kamen, 
also nicht präsentiert oder nicht rezipiert wur­
den.
Ich werde in einem ersten Schritt exemplarisch 
erläutern, warum Interessenten im Vorfeld von As- 
sessorats-Wiederbesetzungen "hängenblieben" und
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im Präsentationsvorschlag eines Kreises oder Kur­
fürsten nicht berücksichtigt wurden, frage zwei­
tens, warum auch manchen Präsentierten die Karrie­
re in Speyer bzw. Wetzlar verwehrt wurde, und ver­
suche drittens zu demonstrieren, wie der Kaiserhof 
im Jahrhundert nach dem Westfälischen Frieden mit 
den Spitzenpositionen am Gericht, den Richter- und 
Präsidentenstellen, Politik gemacht hat. Karrieren, 
die - vor allem in den ersten eineinhalb Jahrhun­
derten des Reichskammergerichts ein nicht seltener 
Fall - deswegen nicht zustandekamen, weil ein po­
tentieller Kandidat eine Absage erteilte und einer 
universitären oder administrativen Tätigkeit den 
Vorzug gab, bleiben hier ausgeklammert.
1. Obwohl in den Archiven ein reiches ein­
schlägiges Material liegt, ist die Phase 
bis zum Präsentationsvorschlag eines Krei­
ses bzw. eines Kurfürsten bisher allen­
falls punktuell einmal erhellt worden. 
Welcher Personenkreis bewirbt sich - no­
tabene um eine Position, die für einen 
Bürgerlichen einen erheblichen sozialen 
Schub bedeutete und einen Adligen zumin­
dest finanziell absicherte und für Nach­
karrieren qualifizierte -, nach welchen 
Gesichtspunkten - Protektion, Bestechung, 
Qualifikation, natürlich auch Konfession - 
wird letztendlich entschieden? Ich habe 
vor etlichen Jahren auf der Grundlage von
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Wiener Akten einen Fall aus dem frühen 17. 
Jahrhundert einmal etwas eingehender ana­
lysiert,5 als sich für ein alternativ von 
den drei geistlichen Kurfürsten zu beset­
zendes, durch Resignation vorzeitig vakant 
gewordenes Assessorat sieben Bewerber mel­
deten, die teils den Administrationen der 
geistlichen Staaten am Mittelrhein ent­
stammten, teils bereits am Reichskammerge­
richt in anderer Funktion tätig waren, 
teils aber auch aus entfernteren Regionen, 
aus Basel und aus Bayern, oder aber von 
der Universität sich nach Speyer zu ver­
ändern suchten. Unter den schließlich dann 
nicht berücksichtigten Bewerbern befanden 
sich auöerordentlich interessante und qua­
lifizierte Persönlichkeiten, so der Mainzer 
Jusprofessor und Historiker Dr. Kaspar Beus 
ser, der sich etliche Jahre später nochmals 
wiederum vergeblich, um ein Assessorat be­
werben sollte7 - man kann hier dann fast 
von einer Familientradition sprechen, denn 
auch sein Sohn hat sich in den 1660er Jah­
ren erfolglos um eine Richterstelle in 
Speyer bemüht.8 Zu den bemerkenswerten Fi­
guren, die 1611/12 nicht reüssierten, müs­
sen vor allem aber der bayerische Hofrat 
Dr. Esaias Leuker gezählt werden, ein Mann 
mit einer breiten, geradezu europäischen 
Ausbildung, der später - nach einem kurzen
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"Zwischenspiel" als Hofbibliothekar in 
Mü n c h e n 9 - zu einem der fähigsten baye­
rischen Diplomaten für Liga- und Reichs­
angelegenheiten und zum Gesandten am Kai­
serhof aufsteigen sollte, und der worm- 
sische Rat Wilhelm von Efferen, der viel­
leicht deswegen gar nicht auf der Dreier­
liste des präsentationsberechtigten Main­
zer Hofs auftauchte, weil er zum Zeitpunkt 
der Speyerer Vakanz bereits für den kur­
mainzischen Verwaltungsdienst vorgesehen 
war" und der dann später in habsburgischen 
Diensten eine wichtige Rolle in der Reichs 
politik spielen sollte. Efferen ist zudem 
aber auch als politischer Schriftsteller 
hervorgetreten, sein "Manuale Politicum de 
Ratione status seu idolo Principum" zählt 
zu den großen staatstheoretischen Werken 
des frühen 17. Jahrhunderts mit einer deut 
liehen Tendenz hin sowohl zum Monarchismus 
wie zur Staatsraison; man mag sich für ei­
nen Augenblick durchaus einmal vorstellen, 
ob dieses Werk, das den katholischen star­
ken Einheitsstaat propagierte, so geschrie 
ben worden wäre, wenn sein Verfasser eine 
zeitlang am paritätischen und ständischen 
Reichskammergericht verbracht hätte.
Kurmainz hat sich damals, 1611, für einen 
Dreiervorschlag entschieden, aus dem das
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Collegium Camerale dann den Drittplazier- 
ten, den Basler Kanzler Dr. Silvius, aus­
wählte, der wohl auch über die besten Kon­
takte zum Kameralpersonal in Speyer ver­
fügte und dessen Rezeption eine Beobach­
tung zu bestätigen scheint, daß das Ge­
richt eher Zurückhaltung übte, sich für 
Praesentati zu entscheiden, die unmittel­
bar aus den Zentralbehörden des präsen­
tierenden Standes stammten und die von 
daher vielleicht in Versuchung geraten 
konnten, ihre alten Verbindungen über Ge­
bühr weiter zu pflegen. Weitaus interes­
santer wäre es natürlich, über die Aus­
wahlkriterien in den Reichskreisen näher- 
hin informiert zu sein, Uber die Frage al­
so, ob sich hier in der Regel die Kandi­
daten des politisch potentesten Kreisstan­
des durchsetzten, ob es einen kreisinter­
nen Präsentationsturnus bzw. eine -alter- 
nation gab, ob auch kreisfremde Bewerber 
Berücksichtigung finden konnten usw. Hier 
steht die Forschung aber, wie angemerkt, 
noch ziemlich am Anfang.
Wenn sich der präsentierende Hof oder Kreis 
zu seinem Zweier- oder Dreiervorschlag 
durchgerungen hatte, also einige der Inte­
ressenten schon im Stadium der Vorauswahl 
auf der Strecke geblieben waren, muß man
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in der Regel davon ausgehen, daß die Prä­
sentierten nicht nur qualifiziert, sondern 
auch wirklich ernsthaft an einer Berufung 
ans RKG interessiert waren. Aber auch jetzt 
konnte nur einer ans Ziel gelangen, einer 
oder zwei andere wurden vom kooptierenden 
Gerichtsplenum zurückgesetzt, aus welchen 
Gründen auch immer, für sie zerschlug sich 
die Perspektive RKG nun - in aller Regel - 
endgültig. Daß auch bei diesem Auswahlver­
fahren des Plenums höchst bemerkenswerte 
Persönlichkeiten übergangen werden konnten, 
soll an einem Beispiel demonstriert werden: 
1562, nach dem Ableben des kaiserlichen 
Assessors Dr. Streben, präsentierte Wien 
neben einem sonst nicht näher bekannten, 
möglicherweise aber aus dem Erzstift Trier 
stammenden Dr. Daniel Hornung12 einen der 
"Manager" der kaiserlichen Reichspolitik 
schlechthin, einen in den Reichsgeschäften 
vielfach erfahrenen Juristen, der in ver­
schiedener Funktion auf den Reichsversamm­
lungen immer wieder auftaucht: Dr. Gerlach 
Radermacher. Allerdings entschied sich 
das Plenum des Gerichts dann nicht für ihn 
- und auch nicht für Hornung -, sondern 
für den dritten Praesentatus Dr. Johannes 
Hegenmüller, der freilich nur wenige Jah­
re in Speyer blieb und anschließend zu der 
Gruppe der Reichspolitiker am Wiener Hof
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um Radermacher hinzustieß und in den spä­
teren 1560er Jahren an wenigstens zwei 
Reichsdeputationstagen als kaiserlicher 
Delegierter teilnahm14 - hier eröffnete 
das RKG also eine beachtliche Nachkarrie­
re.
Die Frage, ob das Karneralkolleg mit Sil- 
vius und Hegenmüller wirklich die quali­
fiziertesten Praesentati auswählte oder 
aber fachlich besser ausgewiesene Männer 
überging, ist damit natürlich noch kei­
neswegs beantwortet - und sie ist viel­
leicht auch falsch gestellt. Es muß hier 
sicher nun das gewichtet werden, was die 
Forschung unter dem Stichwort 'Patronage 
- Klientel' in jüngster Zeit verstärkt 
beschäftigt, das Moment also, daß bei den 
Berufungen ans Reichskammergericht neben 
Studium, Graduierung und Fachwissen, ne­
ben bestimmten Standeserfordernissen, ne­
ben geographischer und sozialer Herkunft 
auch das Faktum eine Rolle spielte, ob 
ein Bewerber als "passend" angesehen wur­
de - ein Aspekt, der ja auch bei heutigen 
universitären oder politischen Berufungen 
immer zumindest latent mit im Spiel ist. 
Für einen graduierten Bürgerlichen, aber 
auch für einen Neuadligen bedeutete der 
Vorstoß in den exklusiven Kreis der höch­
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sten Richter im Reich in aller Regel ei­
nen gewaltigen sozialen Mobilitätsschub, 
und dies war vorzubereiten, indem man 
rechtzeitig gesellschaftliche, möglichst 
sogar verwandtschaftliche Kontakte mit 
dem Behördenpersonal suchte, also sich in 
ein interpersonales Beziehungsnetz einzu­
weben bemühte. Der Sachverhalt ist vor 
kurzem wohl auf den Punkt gebracht worden 
Die RKG-Präsentation reduzierte sich häu­
fig auf einen "Wettlauf um Beziehungen, 
Protektion und Empfehlungen".13 Mit konse­
quenter Planung am Sitz des Reichskammer­
gerichts und beim präsentationsberechtig­
ten Hof konnte eine Karriere zwar nicht 
programmiert, aber doch zumindest ent­
scheidend erleichtert werden.17 Die Inter­
ventionen von RKG-Personen schon in den 
Prozeß der Vorauswahl von Praesentati zu­
gunsten von Verwandten, Freunden, "Krea­
turen" sind jedenfalls Legion, und es ge­
hört überhaupt keine Phantasie dazu, sich 
auszumalen, daß aus dem Präsentationsvor­
schlag in der Mehrzahl aller Fälle eben 
derjenige Kandidat ausgewählt wurde, der 
über das beste interpersonale Geflecht 
verfügte und es entsprechend zu aktivie­
ren wußte. Eine Nicht-Karriere hat also 
beileibe nicht immer etwas mit Qualifika­
tionsdefiziten zu tun, sondern häufig et­
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was mit dem mangelnden oder fehlenden Ein­
gebundensein in ein funktionierendes Pa­
tronagesystem.18
Auch wenn eingehende Untersuchungen über 
das Bewerberfeld bei Wiederbesetzungen von 
Assessoraten noch fehlen - man kann dabei 
sicher von etlichen hundert Personen aus­
gehen, hat doch Sigrid Jahns allein für 
den Zeitraum 1648 - 1806 rund 100 Praesen- 
tati angenommen, die aus diesem oder je­
nem Grund vom Gericht nicht rezipiert wur­
den19 -, soll doch wenigstens ein "Promi­
nenter" aus der deutschen Geistesgeschich­
te hier kurz vorgestellt werden, dem eine 
Karriere am Reichskammergericht versagt 
blieb. Ich greife heraus Johann Jakob Mo­
ser, den großen Kompilator des deutschen 
Reichsstaatsrechts, dessen Portrait auch 
das Umschlagblatt der vorliegenden Publi­
kation schmückt, der sich 1731 Hoffnungen 
auf ein Assessorat in Wetzlar machte, dem 
das Reichskammergericht sicher einen tur­
bulenten Lebensweg erspart hätte, von dem 
die Kameralwissenschaft zudem wohl auch 
einen nachhaltigen Anstoß erhalten hätte.20 
Moser wurde letztlich ein "Opfer" des un­
geregelten Präsentationsmodus im Nieder­
sächsischen Reichskreis: der Bischof von 
Hildesheim beanspruchte das Präsentations-
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recht, Preußen und Hannover bestritten es 
ihm. So wurde 1731 neben Moser, den der 
Wittelsbacher Kirchenfürst Clemens August 
in seiner Funktion als Bischof von Hildes­
heim präsentiert hatte, noch ein weiterer 
Praesentatus in Wetzlar vorstellig, das Ge­
richt war außerstande, dieses Problem zu 
lösen, und verwies es an den Reichstag, wo 
die Frage niemals zu einer Entscheidung ge­
bracht wurde. Moser wurde zwar später, 1745, 
von dem Kammerrichter Virmont nochmals auf­
gefordert, sich um eine neuerliche Präsen­
tation zu bemühen, aber dies lehnte Moser 
dann ab.
2. So sehr das Kammergericht immer auf 
seinem Recht insistierte, aus einem Zwei­
er- oder Dreiervorschlag eines präsentie­
renden Kreises oder Kurfürsten auswählen 
zu können und beispielsweise bei Kurmainz 
1652 statt eines Einervorschlages drin­
gend eine Zweier- oder Dreierliste - "wie 
sonsten von alters gebräuchig" - anmahn­
te, so sehr wurde es schon im 17. und 
dann vor allem im 18. Jahrhundert doch 
mehr und mehr zur Regel, daß dem Speyerer 
bzw. Wetzlarer Gericht nur noch ein Kan­
didat benannt wurde - ein Kandidat zudem, 
der - ein Indiz für das wachsende Bewußt­
sein von der Notwendigkeit längerfristiger
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politischer Planung - häufig schon Jahre 
zuvor mit einer Exspektanz versehen wor­
den war.23 Dies schränkte nicht nur das 
Kooptationsrecht des Kameralkol1egs ein, 
sondern machte auch aus jeder Zurückwei­
sung eines Praesentatus gleich ein Poli­
tikum. Und Ablehnungen, im KameralSprach­
gebrauch Rejektionen, häuften sich um die 
Mitte des 18. Jahrhunderts in auffälliger 
Weise. Ich will die Gründe für das vor­
zeitige Scheitern von Kammergerichtskar­
rieren an zwei parallelen Beispielen de­
monstrieren, dem des bayerischen Praesen­
tatus Schroff und des kurmainzischen Pro-.-*-, 
fessors Neureuther. /ffianStf
| rwusasaas
\ u iiTusittsrc ,
Der kurbayerische Verwaltungsbeamte FreK.^i:> 
herr Schroff, dessen Schicksal und ver­
hinderte Karriere Sigrid Jahns vor kurzem 
behandelt hat,24 war der Sohn eines Mau­
rers und einer Hebamme, der nach seinem 
Rechtsstudium mit Mühe in der kurpfälzi­
schen Zentraladministration aufgestiegen 
war, dem dann der Einzug in den kurzlebi­
gen Reichshofrat des wittelsbachischen 
Kaisers Karl VII. geglückt war, nach des­
sen Erlöschen ihn der neue bayerische Kur­
fürst während des Interregnums 1745 in den 
Freiherrenstand erhoben hatte. Da seine Be­
werbung um eine Wiener Reichshofratsstelle
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bei Kaiser Franz I. (natürlich) erfolg­
los blieb, konzentrierte Schroff seit 
1746 seine ganzen Bemühungen darauf, ein 
(kur- oder kreis-)bayerisches Assessorat 
in Wetzlar zu erhalten, die dann in der 
Tat bereits 1747 zu seiner Präsentation 
führten. Schroff absolvierte zwar das so­
genannte Generalexamen, in den Wochen und 
Monaten danach wuchsen im Kameralkol1 eg 
dann aber die Vorbehalte gegenüber seiner 
Person. Diese Reserven gründeten zum ei­
nen in Schroffs kurzzeitiger Tätigkeit am 
konkurrierenden Reichshofrat, zum anderen 
vor allem aber in seiner als diskriminie­
rend eingestuften sozialen Herkunft, auch 
wenn man dies im weiteren Verlauf des Ver­
fahrens dann nie an die große Glocke häng— 
te. Stattdessen wurden nun andere, forma­
le Hinderungsgründe vorgeschoben: Schroff 
solle erst einmal den Doktor- oder Lizen­
tiatengrad erwerben, bevor man weitersehe, 
dann debattierte man jahrelang darüber, ob 
Schroff - immerhin ein gewesener Reichshof­
rat - nicht doch auch noch die Proberela­
tion anfertigen und das Spezialexamen ab- 
legen müsse. All dies hat Schroff, sicher 
auch nicht zu Unrecht, als ehrenrührig 
empfunden, und, nachdem das Kameralkolleg 
nach fünf Jahren sich schließlich doch 
noch zu seiner Annahme durchrang, von sich
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aus die Sache auf die lange Bank gescho­
ben und seinerseits das Kollegium damit 
natürlich brüskiert. 1754 platzte dem Kol 
legium schließlich der Kragen, es erklär­
te Schroff definitiv "pro resignato" und 
berief den nächsten Praesentatus auf der 
katholischen Warteliste. Es kam zwar zwi­
schen München und Wetzlar noch zu einem 
längeren Briefwechsel wegen der - wie es 
dem Kurfürsten scheinen mußte - Überge­
hung eines bayerischen Praesentatus, aber 
Schroff widmete sich seitdem doch allein 
seiner landesherrlichen Karriere und war 
für das Reichskammergericht endgültig ver 
loren.
Auch der hochangesehene Mainzer Juspro- 
fessor Johann Georg Neureuther gelangte 
fast zur selben Zeit nicht ans Reichskam­
mergericht; sein "Fall" war strukturell 
ganz ähnlich gelagert wie der Schroffs. 
Neureuther, der bei seiner Bewerbung und 
Präsentation nicht nur den juristischen 
Lizentiatengrad, sondern auch eine drei­
zehnjährige Lehrpraxis an der Mainzer 
Universität mit einer entsprechenden und 
einschlägigen Publikationstätigkeit, ei­
ne vierzehnjährige Tätigkeit an verschie­
denen Gerichten und eine mehrjährige po­
litisch-administrative Erfahrung als kur-
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mainzischer Rat vorweisen konnte, der 
fachlich also über jeden Zweifel erhaben 
war,25 stieß wie Schroff an Grenzen, 
die das Gericht absolut willkürlich zog 
und die nicht allein, aber auch mit sei­
ner sozialen Herkunft zusammenhingen: Das 
Collegium, dessen prominente Mitglieder 
viel lieber den (im Gegensatz zu Neureu- 
ther längst in das Wetzlarer "System" in­
tegrierten) Kanzleidirektor Rüdi n g 26 auf 
dem vakanten Mainzer Assessorat gesehen 
hätten, argumentierte in offensichtlicher 
Überstrapazierung, mehr: Verfälschung ei­
nes bestimmten Qualifikationsmerkmals in 
der RKG-Ordnung ("ehrliche Geburt"), die 
Abkunft des kurmainzischen Praesentatus 
von einfachen Eltern - sein Vater war wie 
der Schroffs Maurer - schlösse ihn vom Ge 
rieht aus, zumal dem kurmainzischen Asses 
sorat ja der Vorrang vor allen anderen zu 
stehe. Neureuther hat diese Haltung des 
- allerdings in diesem Punkt durchaus ge­
spaltenen - Gerichts offenbar ähnlich wie 
Schroff als derart diskriminierend und 
ehrenrührig angesehen, daß er schon nach 
kurzer Zeit die Segel strich und auf die 
erhoffte Reichskammergerichts-Karriere 
verzichtete; sein Tod bald danach besie­
gelte dann diese Nicht-Karriere.
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Diese Ablehnung Neureuthers durch das 
Collegium Camerale und damit auch die 
- offenbar - grundsätzliche Wendung ge­
gen soziale Aufsteiger ist in hohem Maß 
typisch für die damaligen Bestrebungen 
in Wetzlar, sich sozial nach unten abzu­
schotten, einen übersteigerten esprit de 
corps zu entwickeln, der einen deutli­
chen Reflex der allgemeinen Veradeligungs- 
tendenz darstellt. Für beides könnten ge­
rade aus der Mitte des 18. Jahrhunderts 
noch andere Belege beigebracht werden wie 
z. B. die Schwierigkeiten, die dem schwä­
bischen Praesentatus Albini wegen seiner 
Mischehe gemacht wurden, oder die Ausein­
andersetzungen mit dem Kaiserhof um die 
Adelsqualität des kurböhmischen Praesen­
tatus von Leykam. Beide gescheiterten 
Kandidaten, die beruflich schon viel er­
reicht hatten und nun nach einer wirkli­
chen Spitzenbeamtenposition griffen, hat­
ten diesen Griff im Sinn des oben ange­
sprochenen interpersonalen Beziehungsge­
flechts aber eben auch nicht oder zu 
schlecht vorbereitet - in den kurmainzi­
schen Neureuther-Akten tauchen bezeich­
nenderweise keine Interventionen von RKG-
2 7Personen zugunsten Neureuthers auf, 
wohl aber solche zugunsten des in mehr­
facher Hinsicht in das Wetzlarer "System"
- 21 -
voll eingebundenen Kanzleiverwalters Ru­
di ng.28 Beiden Karriereversuchen mangelte 
es sowohl an der familiären wie an der 
Wetzlarer Abfederung. Aber es rächte sich 
nun natürlich auch der Übergang zur Ein­
personenpräsentation, weil die Ablehnung 
eines Kandidaten - mangels einer perso­
nellen Alternative - einfach zwangsläufig 
zu einem Politikum werden mußte. Die hier 
skizzierten beiden Fälle beleuchten mu- 
tatis mutandis somit ein grundsätzliches 
Problem des Reichskammergerichts in der 
Endphase des Reiches: Hier eine archaische, 
verkrustete Kameralverfassung und ein vor 
Seibstbewußtsein strotzendes, für Außen­
seiter fast undurchdringliches Wetzlarer 
"System", die auf sozialen und politischen 
Wandel nicht reagieren wollten oder konn­
ten, dort ein verändertes Selbstverständ­
nis der Reichsstände, die jede Infrage­
stellung einer politischen Entscheidung, 
die sie getroffen hatten, als Beeinträch­
tigung ihrer Quasi-Souveränität einstuf­
ten, auch wenn die Zurückweisung ihres 
Kandidaten vielleicht sogar verfassungs­
rechtlich vertretbar sein mochte.
Vor allem der Fall Neureuther verdient 
aber noch aus einem anderen Grund Beach­
tung. Nach seiner Nichtannahme durch das
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Kameralkolleg präsentierte Kurmainz den 
Erfurter Jusprofessor Johann Christoph 
Spitz, wie Neureuther Mainzer Regierungs­
rat und zudem Assessor des weltlichen Ge­
richts im kurmainzischen Außenposten.29 
Auch Spitz gelangte nicht ans Gericht, 
formal weil zu viele Bewerber vor ihm 
auf der Warteliste standen, in Wirklich­
keit aber wohl eher, weil am Gericht im­
mer sehr beachtliche Vorbehalte und Wi­
derstände gegen Praesentati vorhanden wa­
ren, die bisher in den Zentralbehörden 
des präsentierenden Hofes gedient hatten. 
Volker Press hat den Sachverhalt so um­
schrieben, daß die Anbindung der Beisit­
zer an die Präsentierenden immer "eine 
kritische Frage für die Unabhängigkeit 
des Gerichts" blieb.30 Wenn die kurmain­
zischen Präsentationen als Beispiel die­
nen können, so hat es generell bei allen 
im 17. und 18. Jahrhundert aus dem kur­
mainzischen Verwaltungsdienst nach Speyer 
bzw. Wetzlar überwechselnden bzw. über­
wechslungsbereiten Praesentati Schwierig­
keiten gegeben, die überwiegend formal 
begründet wurden (Einer- statt Dreiervor­
schlag, finanzielle Schwierigkeiten des 
Gerichts),31 die aber insgesamt sehr deut­
lich die latente Befürchtung des Gerichts 
widerspiegeln, der Präsentierte könne zum
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verlängerten Arm des Kurerzkanzlers und 
zum Mittel werden, auf das Kameralkolleg 
politischen Einfluß auszuüben.
Freilich dürfen die hier geschilderten 
beiden Nicht-Karrieren nicht unbedingt 
als typisch für eine generelle Politik 
der Mobilitätsverhinderung des Reichs­
kammergerichts eingestuft werden. Sie 
sind typisch für die Mitte des 18. Jahr­
hunderts, wo sich derartige Fälle häuf­
ten, aber aus dem ausgehenden 18. Jahr­
hundert, als das Bewußtsein von sozialem 
Wandel auch das Gericht stärker erfaßte, 
sind dann doch auch wieder Fälle von wirk­
lichem sozialem Aufstieg bekannt - der 
1789 rezipierte fränkische RKG-Assessor 
Ullheimer war z. B. Sohn eines Gerichts­
pedells.32 Grundsätzlich ermöglichte und 
förderte das Gericht sozialen Aufstieg, 
auch wenn solche Karrieren im 18. Jahr­
hundert aus verschiedenen Gründen eher 
schwieriger und seltener wurden, weil 
sich in Wetzlar eine deutliche Tendenz 
zur "Selbstrekrutierung", zur Abwehr von 
unbekannten und das Klientelsystem mög­
licherweise gefährdenden Außenseitern 
durchgesetzt hatte.
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Natürlich darf über diesen spektakulären 
Rejektionen um die Mitte des 18. Jahrhun­
derts nicht vergessen werden, daß es in 
der Tat auch ganz "normale", auf ein nicht 
den Ansprüchen genügendes Spezialexamen 
gründende Ablehnungen von Assessoren gab, 
deren mangelnde fachliche Kompetenz mit­
hin eine RKG-Karriere verhinderte. Ein 
solcher Fall scheint der 1661 vom Kaiser 
präsentierte Dr. Jakob Hueber gewesen zu 
sein, der die Fachprüfung nicht bestand.33 
Da ein solcher Vorgang aber natürlich im­
mer auch die Beziehungen zum präsentie­
renden Hof oder Kreis berührte, und zwar 
negativ berührte, scheint man sich am RKG 
in aller Regel solche Rejektionen jedoch 
besonders gut überlegt zu haben. Insgesamt 
wissen wir über diese Fälle, vor allem für 
das "lange" 16. Jahrhundert, aber noch we­
nig Bescheid, insbesondere die Nichtbe­
rücksichtigung oder Rejektion von Adeli­
gen, denen es an der erwünschten juristi­
schen Bildung mangelte34-Auf einen Sonder­
fall, den der abgebrochenen bzw. abbrechen­
den Karriere, kann in diesem Zusammenhang 
ebenfalls nur mit einigen wenigen Sätzen 
hingewiesen werden. Fälle von Beisitzern, 
die sich Unregelmäßigkeiten hatten zu­
schulden kommen lassen, die aktiv oder 
passiv bestechlich gewesen waren, hatten
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die Visitationen im 16. Jahrhundert im­
mer wieder zutage gefördert, und die in- 
kriminierten Personen hatten regelmäßig 
die Konsequenzen aus ihrem Fehlverhalten 
zu ziehen und ihr Assessorat zu resignie­
ren; ein solches Beispiel ist etwa der 
Assessor Dr. Kaspar Cuno, der 1564 wegen 
notorischer Nichterfüllung seiner Dienst­
pflichten zur Aufgabe seines Amtes ge­
zwungen wurde.35 Nach dem Ende der ordent­
lichen Visitationen kamen solche Fälle 
seltener ans Tageslicht, aber wenn es 
einmal geschah, waren sie um so spekta­
kulärer. Am schlagzeilenträchtigsten wur­
de der Fall des Mainzer Assessors Dr. 
Schütz, der sich in den 1680er Jahren in 
dubiose Geschäfte, u. a. mit Frankfurter 
und Speyerer Juden, einließ und der pas­
siven und aktiven Bestechung beschuldigt 
wurde. Unter dem Druck der Beweislast 
wurde Schütz schließlich in Arrest ge­
nommen und bot seine Resignation an.35 
Der Kaiser nahm diese Resignation keines­
wegs sogleich an, Schütz blieb inhaftiert, 
wurde peinlichen Verhören unterzogen und 
erst über ein Jahr später unter Vorbehalt 
und offenbar ohne sonstige Bestrafung auf 
freien Fuß gesetzt - auch die Macht des 
Geldes also und persönliches Fehlverhal­
ten konnten, wie sollte es anders sein,
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Karrieren scheitern lassen. Ähnliches 
sollte sich dann nach der letzten Visi­
tation in den 1770er Jahren nochmals 
wiederholen.37
3. Noch mehr als bei den Assessoraten 
setzte natürlich bei den höchstrangigen 
Positionen am Reichskammergericht, dem 
repräsentativen Kammerrichteramt und den 
Präsidentenstellen, ein "Run" von Bewer­
bern ein, denn ein solches Amt bedeutete 
mehr als jedes andere den Aufstieg in die 
absolute Spitze der Reichsbeamtenschaft; 
dies macht es verständlich, daß hier seit 
der Mitte des 17. Jahrhunderts immer auch 
Auseinandersetzungen zwischen verschiede­
nen sozialen Gruppierungen - hier Reichs­
grafen, dort Reichsritterschaft - um die 
alleinige oder gemeinsame Zugangsberech­
tigung ausbrachen.38 Ich will mich unter 
Außerachtlassung der verfassungsrechtlich 
brisantesten Phase, als die Besetzung die­
ser Ämter regelmäßig zugleich ein konfes­
sionelles Reizthema war,39 mit meinen Bei­
spielen auf die Zeit nach dem Westfäli­
schen Frieden konzentrieren, als die kon­
fessionelle Zugehörigkeit der Amtsinhaber 
entweder festgeschrieben oder aber nicht 
mehr umstritten war. Ich greife zunächst 
heraus die Wiederbesetzung der Kammerrich-
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terstelle nach dem Tod des Fürsten Hohen­
lohe 1763, um die sich mit dem Freiherrn 
von Groschlag wenigstens ein Reichsritter, 
ein in kurpfälzischen Diensten stehender 
nachgeborener Graf von Leiningen-Wester­
burg, ein Fürst von Hohenlohe-Schillings­
fürst sowie der Wetzlarer Präsident Graf 
Franz Joseph Spaur bewarben, für dessen 
Ernennung durch den Kaiser nicht nur sei­
ne Herkunft aus dem tirolischen Adel und 
seine familiären Kontakte in die Erblan­
de hinein - sein Bruder war Fürstbischof 
von Seckau und Brixen -, sondern auch sei­
ne glänzenden Beziehungen zum Mainzer Hof 
sprachen, in dessen Diensten er bis zu 
seinem Überwechseln nach Wetzlar gestan­
den hatte.40 Gegenüber den drei Vertretern 
von Familien, die in der Vergangenheit 
ein- oder mehrmals Spitzenpositionen am 
Reichskammergericht bekleidet hatten - 
Hohenlohe, Leiningen, Groschlag -, sprach 
von der Einbindung in das Wiener Netzwerk 
her vieles für Spaur, der schließlich auch 
- notabene als landsässiger Graf - vom 
Kaiser den Zuschlag erhielt. Im Gegen­
satz zu den Assessoren-Präsentationen ist 
hier die personell-soziale Verklammerung 
mit dem Wetzlarer "System" eher ein Nach­
teil denn ein Vorteil gewesen. Aber auch 
hier waren die übergangenen Bewerber kei-
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neswegs Männer aus dem dritten Glied:
Karl Friedrich Willibald Freiherr von 
Groschlag-Dieburg, dessen Vater Spaurs 
Vorgänger als Präsident des Reichskam­
mergerichts gewesen war, der also an ei­
ne Familientradition anzuknüpfen suchte, 
war 1763, nachdem er bereits eine länge­
re diplomatische Mission in Versailles 
hinter sich gebracht hatte, Mainzer Ge­
heimrat, wurde dann unter Kurfürst Em­
merich Joseph von Breidbach-Bürresheim 
der fast allmächtige und vielfältige Re­
formen initiierende Minister des Kurstaa­
tes, wurde nach dem Tod seines Gönners 
entlassen und hat dann eine zweite fast 
ebenso glänzende diplomatische Karriere 
in französischen Diensten durchlaufen - 
einer der wirklichen Motoren der Aufklä-
42rung in der Germania Sacra. Auf seine 
Art muß auch der Fürst Karl Albrecht i. 
von Hohenlohe-Schillingsfürst zu den pro­
filierten und markanten Persönlichkeiten 
seiner Zeit gezählt werden, sicher, an­
ders als Groschlag, kein Aufklärer, son­
dern im Gegenteil ein Mann, der soziale 
und politische Strukturen zu bewahren 
suchte. Der regierende Fürst führte eine 
lebhafte und weitgespannte Korrespondenz 
über kirchliche und politische Fragen, war 
ein engagierter Anhänger der Societas Je-
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su und ihrer gesellschaftlichen Funktion 
und trat gerade 1763, im Jahr seiner Be­
werbung, mit einer von ihm inspirierten 
und ihm gewidmeten Bibelübersetzung an 
die Öffentlichkeit - ein Fürst, dessen 
Katholizität und Habsburgtreue über je­
den Zweifel erhaben war, der für das Ge­
richt freilich gerade wegen seines Kon- 
fessionalismus auch zu einem Problem hät­
te werden können, hätte seine Bewerbung 
Erfolg gehabt.43 Lediglich der Leininger 
Graf Georg Ernst Ludwig scheint eine eher 
unbedeutende und zweitrangige, zudem we­
gen der problematischen finanziellen Si­
tuation seiner Familie recht schillernde 
Figur gewesen zu sein, zwar mit vielen 
pfälzischen Titeln bedacht und sogar In­
haber eines kaiserlichen Geheimratsdi­
ploms, aber seiner Präsenz am Mannheimer 
Hof wegen doch in derart großen Schwierig 
keiten, daß er 1759 seinen gesamten (al­
lerdings bescheidenen) Besitz an seinen 
Bruder hatte verkaufen müssen; hier soll 
te das regelmäßige Einkommen als Kammer­
richter wohl vor allem aus einer kriti­
schen finanziellen Lage erlösen.
Pars pro toto beleuchtet dieses Beispiel, 
daß die Besetzung der Wetzlarer Spitzen­
positionen im 18. Jahrhundert zu einem
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Mittel und Instrument der habsburgischen 
Reichspolitik wurde, nachdem man in der 
Hofburg diese Kompetenz bis um die Mitte 
des 17. Jahrhunderts doch eher als eine 
lästige Pflicht angesehen hatte. Und dies 
korrespondiert mit einem anderen Grundzug 
der Wiener Politik, der etwas mit länger­
fristiger politischer Planung, mit mehr 
Rationalität in der Politik zu tun hat, 
damit, auf überraschende Situationen vor­
bereitet zu sein, nicht überstürzt rea­
gieren zu müssen. Seit der 2. Hälfte des 
17. Jahrhunderts ging die Politik der 
Hofburg ganz offenkundig in die Richtung, 
vorzeitig Exspektanzen auf die irgend­
wann freiwerdenden Spitzenpositionen am 
Reichskammergericht zu erteilen, um durch 
diese Art subtilen Pensionen-Ersatzes zu­
dem ihre Klientel zu stärken, um einfluß­
reiche Männer, deren Autorität und Ge­
wicht man zu benötigen glaubte, politisch 
zu gewinnen, um Loyalitäten zu erzwingen. 
So hat etwa der Graf Karl Ferdinand von 
Manderscheid-Blankenheim lange vor dem Er 
ledigungsfal1, 1685, eine Exspektanz für 
die katholische Präsidentenstelle erhal­
ten, die dann fast neun Jahre später ak­
tiviert wurde,45 der Mainzer Minister Phi­
lipp Karl Anton von Groschlag erwirkte in 
den 1730er Jahren und dann nach dem Inter
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regnum Exspektanzen sowohl von Karl VI. 
wie von Karl VII. für eben diese Stelle, 
aufgrund derer er dann 1742 Präsident in 
Wetzlar wurde.45 Sein Beispiel läßt die 
politische "Philosophie" der Hofburg viel­
leicht besonders deutlich hervortreten:
Die Exspektanzen für die Präsidentenstel­
len werden Mittel zum Zweck, werden zum 
wohlkalkulierten politischen Instrumen­
tarium, um einen einflußreichen Mann vor 
dem Abdriften in ein anderes politisches 
Lager abzuhalten, um das Klientelnetz im 
Reich fester zu knüpfen. Wenn das Reichs­
kammergericht in seiner politischen Be­
deutung im 18. Jahrhundert immer deutli­
cher zurückging: für den Kaiserhof ge­
wann es erst damals eine Funktion in sei­
ner Reichs- und Klientel-Politik. Den 
"Knoten" stellte wohl die vorletzte RKG- 
Visitation 1707-13 dar, mit der die weit­
gehende Selbständigkeit des Gerichts zu­
gunsten einer sich verstärkenden personel­
len Anbindung an die Hofburg zu Ende ging.
Aber mit dem Exspektanzensystem verfolgte 
der Kaiserhof nicht nur das Ziel, eine ab­
solut kaisertreue Klientel an die Spitze 
des Gerichts zu zwingen, es ging ihm viel­
mehr immer auch um die möglichst rasche 
Wiederbesetzung - zumindest des Richteram-
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tes - mit einem Mann, der gewissermaßen 
auf das Ableben des bisherigen Amtsinha­
bers wartete, um dann sofort introduziert 
zu werden. Dies war eine Lehre aus den 
vielen Situationen im späten 16. und im 
frühen 17. Jahrhundert, als im Erledigungs 
fall keine geeigneten Männer bekannt waren 
oder zur Verfügung standen, und dies hat 
sicher auch etwas damit zu tun, daß der mo 
derner werdende und sich um mehr Effizienz 
bemühende Staat, anders als noch im 16. 
Jahrhundert, nun längerfristig zu planen 
begann und nicht nur ad hoc reagierte. 
Diese neue und im Prinzip modernere Per­
sonalpolitik erwuchs freilich weniger der 
tiefen Sorge um die Justiz, sondern hatte 
auch dann immer noch etwas mit konfessio­
nellen Empfindlichkeiten zu tun. Nach der 
Geschäftsordnung des Reichskammergerichts 
übernahm beim Tod des Richters der dienst- 
älteste Präsident die laufenden Geschäfte 
und Amtsobliegenheiten des Richters - und 
dienstältester Präsident konnte natürlich 
immer auch ein Protestant sein. Die unge­
wöhnliche Aufregung in Wien und Mainz 1739 
ist nur vor diesem Hintergrund zu erklä­
ren, daß unbedingt eine Exspektanz erteilt 
werden müsse, um eine Vakanz zu verhindern 
und um zu vermeiden, daß die gesamte 
Dienstkorrespondenz des Kammerrichters ln-
- 33 -
gelheim dem Protestanten Wied in die Hän­
de fiel. Bezeichnenderweise hat der da­
mals mit einer Exspektanz bedachte Graf 
Ambrosius Franz Friedrich Christian von 
Virmont der Hofburg nicht nur versichert, 
die kaiserliche Autorität am Kammergericht 
wiederherzustellen, sondern auch das Ver­
sprechen abgegeben, sich sofort nach In­
gelheims Tod introduzieren zu lassen, da­
mit dessen Akten nicht in die falschen - 
also protestantischen - Hände, Wieds Hän- 
de, gerieten.
Virmont ist dann tatsächlich, auch weil 
seine Exspektanz von den Reichsvikaren 
1741 erneuert worden war, 1742 Nachfol­
ger Ingelheims geworden, seine Karriere 
am Reichskammergericht scheiterte also 
nicht. Interessanter unter dem hier be­
handelten Aspekt des Sehei terns von 
Reichskammergerichts-Karrieren ist inso­
fern sicher sein "Vorgänger" als Exspek­
tantist, der kurkölnische Minister und 
Diplomat Freiherr bzw. Graf Ferdinand 
von Plettenberg. Plettenberg, eine der 
schillerndsten Figuren nicht nur der 
rheinisch-westfälischen, sondern der 
deutschen Politik in den 1720er und 1730er 
Jahren,der allmächtige und einzige Mini­
ster des wittelsbachischen Kirchenfürsten
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Clemens August, politisch nie ganz ein­
deutig zu lokalisieren, unberechenbar, 
aber insgesamt wohl doch seit 1731 eher 
dem Kaiserhof zuneigend, war im Frühsom­
mer 1733 gestürzt worden. Die Politik 
des mächtigen Kölner Kurfürsten orien­
tierte sich seitdem rasch ins bayerisch­
französische Fahrwasser um, und es mußte 
nun im Interesse der Hofburg liegen, 
Plettenberg nicht nur bei der Stange zu 
halten, sondern ihm auch einen Anreiz zu 
geben, das Vertrauen Clemens Augusts 
wiederzugewinnen und ihn an die Seite 
der Hofburg zurückzuführen. Diesem Ziel 
diente nicht nur, nachdem man in Wien im­
mer wieder gezögert hatte, ihm eine An­
wartschaft auf das Reichsvizekanzleramt 
zu erteilen, seine Ernennung zum kaiser­
lichen Gesandten beim Niederrheinisch- 
Westfälischen Reichskreis, sondern auch 
die Exspektanz für das Kammerrichteramt, 
von der Ende 1734 aus Wien berichtet
50wurde. Zum Wirksamwerden dieser Exspek­
tanz kam es dann zwar nicht, weil Plet­
tenberg ziemlich überraschend bereits 
1737 verstarb, aber es sind wohl auch 
Zweifel angebracht, ob der gestürzte köl­
nische Minister, ein homo politicus bis 
in die Haarspitzen, in Wetzlar sehr glück­
lich geworden wäre.51 Die Exspektanz auf
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die Kammern’chterstel 1 e diente hier ganz 
offenkundig dazu, einen Politiker, der 
etwas geleistet hatte und von dem man 
sich noch etwas versprach, in der kai­
serlichen Klientel zu halten und gewis­
sermaßen sozial abzusichern.
Plettenberg starb zu früh, als daß sei­
ne Exspektanz hätte wirksam werden kön­
nen, bei anderen war es schlicht politi­
scher Zufall, daß die Karriere in Wetz­
lar nicht zustandekam - auch der Zufall 
ist eben eine historische Kategorie, die 
geschichtswirksam werden konnte. Für die 
Nachfolge Virmonts, der im November 1744 
gestorben war, hatte der wittelsbachi- 
sche "Zwischenkaiser" Karl VII. den Gra­
fen Ernst von Montfort vorgesehen und 
zum Kammerrichter ernannt, also einen 
bayerischen landsässigen Adeligen. Der 
Tod des Kaisers aus Bayern aber ließ den 
Traum von der Karriere in Wetzlar rasch 
zerplatzen: Einer der Reichsvikare, Kur­
sachsen, beantragte die vorläufige Sus­
pendierung des Annahmeverfahrens, über 
dessen Rechtmäßigkeit kam es zu langen 
Schriftwechseln. Montfort hat dann wohl 
eingesehen, daß die neue politische Ge­
samtsituation sein Avancement nicht mehr 
zuließ, und hat im Oktober 1745 verzich-
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tet; offenbar hafte der neue Kaiser auf 
diesen Schritt geradezu gewartet, denn 
bereits im November 1745 wurde das Rich­
teramt nunmehr dem Fürsten Karl Philipp 
von Hohenlohe übertragen, der das Glück 
hatte, daß der Kaiser nicht wieder vor 
der Einführung verstarb. Und noch ein 
zweites Beispiel zum "Zufall", der Kar­
rieren verhinderte: 1662 erwirkte mit 
kurmainzischer Unterstützung der Reichs­
hofrat Johann Christoph von Schmidtburg 
eine kaiserliche Präsentation für die 
zweite protestantische Präsidentenstelle 
in Speyer, die im Jüngsten Reichsabschied 
1654 eingerichtet worden war - eins der 
für die Zeit nach 1648 seltenen Beispie­
le übrigens, daß ein Wechsel vom kaiser­
lichen Reichsgericht nach Speyer/Wetzlar 
ins Auge gefaßt wurde. Für den rheini­
schen Ritter zerschlug sich dieses Pro­
jekt dann aber sehr rasch, weil das Ge­
richt schlicht nicht über die nötigen 
Finanzmittel verfügte, um die vorgesehe­
nen vier Präsidenten zu besolden.53
Die drei Spitzenpositionen am Reichskam­
mergericht, deren Besetzung allein dem 
Kaiserhof oblag und für die demzufolge 
auch "nur" eine Lobby in Wien, allen­
falls noch in Mainz, gewonnen werden muß-
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te, während das Plenum ja kein Recht hat­
te, eine Ernennung zurückzuweisen, sind 
im Verlauf des 18. Jahrhunderts mehr und 
mehr zu einem Mittel der österreichischen 
Reichs- und Hauspolitik abgesunken - oder 
aufgestiegen, je nachdem. Sie wurden über 
das Exspektanzensystem zu einer Einrich­
tung, um Schlüsselfiguren der Reichspoli­
tik sozial abzusichern, sie wurden aber 
auch zu einer Versorgungseinrichtung der 
traditionellen habsburgischen Klientel 
im Reich - bezeichnenderweise hat 1722 
Karl VI. mit dem kaiserlichen Geheimrat 
Philipp Karl von Hohenlohe erstmals ei­
nen Kammerrichter ohne vorherige Konsul­
tation des Reichserzkanzlers ernannt. 
Diese Konzentration auf Familien, die für 
die Hofburg wichtig waren oder werden 
konnten, ging zu Lasten von Dynasten, die 
in der Vergangenheit eine Art Anspruch 
auf diese Ämter entwickelt hatten, wie 
z. B. die Leiningen - oder zu Lasten ei­
nes Ingelheim, der erfolglos versuchte, 
einem seiner Söhne eine kaiserliche Ex- 
spektanz auf das Kammerrichteramt zu ver­
schaffen und das alles andere als unpro­
blematische Ingelheim-Regiment damit zu 
perpetuieren. Die Spitzenpositionen am 
Reichskammergericht werden im 18. Jahr­
hundert zur politischen Manövriermasse
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der Hofburg, zu einem Mittel, die eige­
ne Klientel zu stärken und damit zu ei­
nem nicht unwesentlichen Bestandteil je­
nes politisch-sozialen Netzes, das der 
Hofburg bis in die 1780er Jahre hinein 
eine aktive Reichspolitik ermöglichte.
Ob diese Besetzungspolitik sich immer 
zum Vorteil des Reichskammergerichts aus­
wirkte, ist eine völlig andere Frage.
Wir haben uns der Reichskammergerichtsgeschichte 
von einer vielleicht eigenwilligen Fragestellung 
her zu nähern versucht, der Frage, welche politi­
schen, sozialen, im Selbstverständnis des Corpus 
zu suchenden Gründe Karrieren von Interessenten 
in Speyer bzw. Wetzlar verhindert haben. Die Fra­
ge zielte ebenso auf das Innenleben einer Reichs­
institution, auf die Mechanismen ihrer Selbster­
gänzung, wie auf ihr Außenleben, ihre Beziehungen 
zu den sie tragenden Ständen, ihre politische 
Instrumentalisierung durch den Kaiser. Die Frage 
zielte auf Projekte, die nicht realisiert wurden, 
auf persönliche und politische Hoffnungen, die 
sich zerschlugen, auf Strukturen und Konstella­
tionen, die Karrieren verhinderten. Mir scheint, 
daß auch ein solcher methodischer Ansatz zur so­
zial-, Verfassungs- und politischen Geschichte 
des frühneuzeitlichen Reiches manches beitragen 
kann.
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A N M E R K U N G E N
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